Deutscher Bundestag 
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Drucksache 8/2340 


01.12. 78 


Sachgebiet 101 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 


zu dem von der Buhdesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 20. April 1977 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich über den 
Verlauf der gemeinsamen Staatsgrenze im Grenzabschnitt „Dreieckmark- 
Dandlbachmündung“ und in einem Teil des Grenzabschnitts „Scheibelberg- 
Bodensee“ sowie über Befugnisse der Grenzkommission 
— Drucksache 8/1904 — 


A. Problem 

Die Staatsgrenze zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich soll in zwei Grenzabschnitten neu 
festgelegt, ein Vorschlagsrecht für Grenzänderungen in die 
Zuständigkeit der Grenzkommission aufgenommen werden. Die 
entsprechenden Vereinbarungen zwischen den beiden Staaten 
sind im Vertrag vom 20. April 1977 getroffen worden. Der Ver- 
trag bedarf nach Artikel 59 Absatz 2 des Grundgesetzes der 
Zustimmung der für die Bundesgesetzgebung zuständigen Kör- 
perschaften in der Form eines Bundesgesetzes. 

B. Lösung 

Verabschiedung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung — 
Drucksache 8/ 1904 — 

Der Auswärtige Ausschuß hat den Gesetzentwurf einstimmig 
angenommen. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Durch die notwendige Neuvermarkung der Staatsgrenze in den 
durch den Vertrag erfaßten Grenzabschnitten können gering- 
fügige Kosten entstehen. 
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Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 
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Drucksache 8/2340 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 8/1904 — unverändert nach der Vorlage an- 
zunehmen. 


Bonn, den 29. November 1978 


Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Schröder (Düsseldorf Dr. Kreutzmann 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Dr. Kreutzmann 


Der Gesetzentwurf — Drucksache 8/1904 — wurde 
vom Deutschen Bundestag in der 100. Sitzung am 
22. Juni 1978 an den Auswärtigen Ausschuß feder- 
führend und an den Innenausschuß mitberatend 
überwiesen. 

Die in dem Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich verein- 
barte Festlegung bzw. Klarstellung der gemeinsa- 
men Staatsgrenze im Grenzabschnitt „Dreieckmark- 
Dandlbachmündung” und im Teilabschnitt Inn der 
Sektion I des Grenzabschnittes „Scheibelberg-Bo- 
densee" sind in Artikel 2 Abs. 2 Ziffern 1 und 3 des 
grundlegenden Vertrags zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Republik Österreich über- 
die gemeinsame Staatsgrenze vom 29. Februar 1972 
vorgesehen. 

Bei der Neufestlegung der Grenze werden Gebiets- 
teile von je 3 234 m- zwischen den Vertragspartnern 
ausgetauscht. Es handelt sich dabei um Fälle, in de- 
nen Veränderungen aufgrund von künstlichen Ge- 
wässerverlegungen eingetreten sind oder der Ver- 


Bonn, den 29. November 1978 


lauf der die Staatsgrenze bildenden Gewässer unklar 
geworden ist. Durch die Klarstellung des Grenzver- 
laufs am Inn zwischen Kufstein und Windshausen 
wird sichergestellt, daß die Grenzlinie nicht die 
Schotterbänke des Inns schneidet und dadurch die 
Schottergewinnung durch beide Vertragsstaaten be- 
hindert. 

Schließlich soll die durch Artikel 19 des Vertrags 
vom 29. Februar 1972 bestellte Grenzkommission er- 
mächtigt werden, den Regierungen der Vertrags- 
staaten Grenzänderungen vorzuschlagen. Die Erfah- 
rungen haben gezeigt, daß diese Regelung zweck- 
mäßig ist. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in seiner 
Sitzung vom 15. November 1978 beraten und die 
Zustimmung empfohlen. Die gleiche Empfehlung hat 
der Auswärtige Ausschuß in seiner Sitzung vom 
29. November 1978 ausgesprochen. 

Namens des Auswärtigen Ausschusses bitte ich das 
Hohe Haus, dem Gesetzentwurf in der von der 
Bundesregierung vorgelegten Fassung zuzustimmen. 


Dr. Kreutzmann 

Berichterstatter 
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